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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

Im Dezember genehmigte der Bundesrat einen Bericht über die Regulierungskosten,
die auf Stufe der Unternehmungen anfielen. Die höchsten Kosten von über einer
Milliarde Franken pro Jahr wurden in den Bereichen Mehrwertsteuer, Rechnungslegung
und Revisionsaufsicht, Baurecht, Umweltrecht und Arbeitssicherheit ausgemacht. Tiefe
Kosten verzeichneten dagegen die Unternehmensstatistik sowie die Zulassung von
ausländischen Erwerbstätigen. Der Bundesrat präsentierte 32 Massnahmen, die eine
Senkung der Regulierungskosten beabsichtigten, ohne den Nutzen der verschiedenen
Regulierungen in Frage zu stellen. Ein hohes Einsparpotential von mehreren 100
Millionen Franken sah die Landesregierung in der Etablierung eines
Einheitssteuersatzes bei der Mehrwertsteuer sowie in der Harmonisierung der
Baurechtsvorschriften. 1

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 13.12.2013
LAURENT BERNHARD

Der Bundesrat müsse bei der Umsetzung der 2013 präsentierten
Verbesserungsmassnahmen im Bereich der Regulierungskosten vorwärts machen. Dies
forderte der Ständerat in der Herbstsession 2015 und überwies ein entsprechendes
Postulat Föhn (svp, SZ). Der Bundesrat, der sich gegen die Annahme des Vorstosses
ausgesprochen hatte, da man bei der Umsetzung der Massnahmen "gut unterwegs" sei,
unterlag in der Abstimmung knapp mit 14 zu 17 Stimmen. Damit wurde auch die zweite
Chance des Ansinnens, in Form eines gleichlautenden Postulats Gössi (fdp, SZ),
hinfällig. Dieses wurde im Nationalrat neun Tage später diskussionslos abgelehnt. 2

POSTULAT
DATUM: 16.09.2015
DAVID ZUMBACH

Im Dezember 2015 fasste der Bundesrat den Auftrag, möglichst rasch Massnahmen zur
Senkung unnötiger Regulierungskosten umzusetzen, die er in einem Ende 2013
veröffentlichten Bericht selbst vorgeschlagen hatte. Die Motion Fournier (cvp, VS)
forderte, dass der Bundesrat dort, wo gesetzliche Anpassungen erforderlich sind, dem
Parlament innerhalb von neun Monaten nach der Überweisung dieser Motion
entsprechende Vorlagen zu unterbreiten hat. Der Bundesrat sprach sich gegen den
Vorstoss aus, da sich viele der im Bericht genannten Massnahmen wie zum Beispiel E-
Government-Projekte zeitlich nicht beschleunigen liessen. Zudem seien für eine
Vielzahl der Projekte ganz oder teilweise die Kantone zuständig. Der Bundesrat stiess
aber weder in der Sommersession 2015 im Ständerat (24 zu 7 Stimmen bei 7
Enthaltungen) noch in der Wintersession des gleichen Jahres im Nationalrat (128 zu 52
Stimmen bei 5 Enthaltungen) auf offene Ohren. Einzig die Sozialdemokraten und die
Grünen folgten dem Bundesrat und stimmten gegen die Motion. 3

MOTION
DATUM: 14.12.2015
DAVID ZUMBACH

Le Conseil des Etats a adopté le classement du postulat suite au rapport sur les coûts
de la réglementation. 4

POSTULAT
DATUM: 08.06.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Öffentliche Finanzen
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Direkte Steuern

Im März 2015 reichte Thomas de Courten (svp, BL) ein Postulat zum Abbau von
Regulierungskosten durch die formelle Harmonisierung von Verfahren, Fristen und
Zahlungsintervallen im Unternehmenssteuerbereich ein. Dieses hatte zum Ziel,
Unterschiede bei der Gewinn-, Grundstückgewinn- und Lohnquellensteuer zwischen
den Kantonen zu reduzieren, da diese den Unternehmen, insbesondere den Mikro- und
Kleinunternehmen, hohe Zusatzregulierungskosten bereiteten. Durch eine
Harmonisierung zwischen den Kantonen könnten diese Kosten reduziert werden, ohne
dass den Kantonen Steuereinbussen entstünden. Dazu müssten die Kantone aber eng in
die Überarbeitung miteinbezogen werden. Der Bundesrat pflichtete dem Anliegen des
Postulanten bei, da ein Regulierungskostenbericht vom Dezember 2013 eine
Harmonisierung von Fristen und Zahlungsintervallen ebenfalls als prüfenswert taxiert
hatte. Weil im Anschluss an diesen Bericht jedoch das EFD in Zusammenarbeit mit den
Kantonen mit der diesbezüglichen Prüfung und Berichterstattung bis 2016 beauftragt
worden war, empfahl der Bundesrat das Postulat zur Ablehnung. 

In der Frühjahrssession 2017 wurde das Postulat im Nationalrat behandelt. De Courten
wies darauf hin, dass der vom Bundesrat auf 2016 in Aussicht gestellte Bericht noch
nicht erschienen und allgemein seit dem Bericht 2013 „nicht viel Spürbares tatsächlich
passiert" sei. So hatten bereits 2015 ein Postulat Föhn (svp, SZ) und ein Postulat
(15.3720) Gössi (fdp, SZ) sowie die Motion Fournier (cvp, VS) eine beschleunigte
Umsetzung der im Regulierungskostenbericht präsentierten
Verbesserungsmassnahmen verlangt – bisher ohne zählbare Erfolge. Bundesrat Maurer
kündigte die Veröffentlichung des zuvor auf das Jahr 2016 angesetzten Berichts, der in
Zusammenarbeit mit den Kantonen und der Schweizerischen Steuerkonferenz
entwickelt werde, auf die zweite Hälfte des Jahres 2017 an. Entsprechend bat er den
Nationalrat darum, diesen Bericht abzuwarten, das Postulat abzulehnen und
anschliessend noch offene Forderungen durch einen neuen Vorstoss einzubringen.
Diesem Vorschlag folgte der Nationalrat jedoch nicht und stimmte mit 133 zu 56
Stimmen bei 3 Enthaltungen für die Annahme des Postulats. Die ablehnenden Stimmen
und die Enthaltungen stammten allesamt aus der SP- und Grünen-Fraktion, die das
Postulat einstimmig ablehnten, sowie vereinzelt aus der CVP/EVP-Fraktion. 5

POSTULAT
DATUM: 27.02.2017
ANJA HEIDELBERGER

Im Dezember 2017 veröffentlichte der Bundesrat einen Bericht in Erfüllung des
Postulats de Courten (svp, BL) zum Abbau von Regulierungskosten durch die
Vereinheitlichung von Verfahren bei den direkten Steuern zwischen den Kantonen.
Gemäss Bericht sehe die Bundesverfassung zwar eine Harmonisierung bei den direkten
Steuern vor, da jedoch Steuertarife, Steuersätze und Steuerfreibeträge in der
Verantwortung der Kantone lägen, gäbe es zum Beispiel beim
Steuererklärungsverfahren und beim Steuerbezug vielfältige kantonale Regelungen. Als
Ergebnis der Finanzautonomie der Kantone müsse man entsprechend zwischen einer
Effizienzsteigerung durch Vereinfachung und einem Eingriff in die kantonale
Steuerautonomie abwägen. Da jedoch eine Harmonisierung von der Unterstützung der
Kantone abhänge und die kantonalen Steuerverwaltungen ablehnend auf die
Forderungen des Postulats reagiert hätten, sehe der Bundesrat „kaum
Erfolgsaussichten für eine weitere Harmonisierung“. Stillschweigend schrieb der
Nationalrat das Postulat in der Sommersession 2018 ab. 6

BERICHT
DATUM: 01.12.2017
ANJA HEIDELBERGER

1) Medienmitteilung SECO vom 13.12.13.
2) AB SR, 2015, S. 876 f.; Po. 15.3787: AB NR, 2016, S. 1877.
3) AB NR, 2015, S. 2176 ff.; AB SR, 2015, S. 618 ff.
4) FF, 2017, p.2726
5) AB NR, 2017, S. 26 f.
6) BBl, 2018, S. 2253 ff.; Bericht des Bundesrates vom 01.12.2017
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